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Wohnbaulandentwicklung Hörstel - 2035 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 127 "Südstraße", 
Dreierwalde – 
 Satzungsbeschluss 
 
Beratungsunterlagen zu den Verfahrensschritten: 
 
A. Verfahrensablauf 
B. Landesplanerische Stellungnahmen – Bezirksregierung Münster 
C. Behandlung der gemäß § 13a BauGB i.V.m. § 3 (2) BauGB 

abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
D. Behandlung der gemäß § 13a BauGB i.V.m. § 4 (2) BauGB 

abgegebenen Stellungnahmen der berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange 

E. Beschluss über die in den Beteiligungsverfahren gemäß § 13a 
BauGB i.V.m. § 4 (2) und § 3 (2) BauGB abgegebenen 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie die abgegebenen 
Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange 

F. Satzungsbeschluss 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage zur Vorlage Nr. 105/2019 
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A. Verfahrensablauf 
 
Die Wohnraumentwicklung in Hörstel ist im integrierten kommunalen 
Entwicklungskonzept der Stadt Hörstel (IKEK Hörstel) eines der 
Kernthemen. Aufgrund seiner gesellschaftlichen, politischen und 
wirtschaftlichen Bedeutung für Hörstel, ist hieraus ein Leitprojekt 
entwickelt worden. Bis zum Vorliegen des ganzheitlichen 
Entwicklungskonzeptes „Wohnbaulandentwicklung Hörstel – 2035“, gilt 
es bereits heute eine nachhaltige Planung und Entwicklung des 
gesamtstädtischen Wohnungsmarktes unter Berücksichtigung der 
Ortsteile anzustreben. Hierzu gehören u.a. die Bereitstellung und 
Etablierung von neuen Wohnformen und -konzepten für alle 
Einwohnergruppen, die Aktivierung vorhandener und bisher nicht baulich 
genutzter Brachfläche in integrierten Lagen sowie die Untersuchung und 
Darstellung von Entwicklungsalternativen „alternder“ und „neuer“ 
Siedlungsbereiche. 
 
Mit notariellen Kaufvertrag vom 12.11.2018 hat die Stadt Hörstel die 
Grundstücksfläche mit der Lage Gemarkung Dreierwalde Flur 11 
Flurstück 381 (tlw.) erworben. Das Vermessungsergebnis und damit 
verbunden der genaue neue Grenzverlauf liegt nunmehr vor. Auf dieser 
Grundlage kann der Geltungsbereich gefasst und das Verfahren zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes durchgeführt werden. Der 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes kann aus der Anlage entnommen 
werden. 
 
Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes ist die Schaffung und 
Bereitstellung neuer Wohnbauflächen in Dreierwalde. Auf einer Teilfläche 
sollen die Voraussetzungen für die Errichtung von neuen Wohnformen 
bzw. –konzepten (z.B. auch preisgebundenem (Miet-)Wohnungsbau) 
ermöglicht werden. Die weiteren zur Verfügung stehenden Flächen 
sollen für die Bebauung mit Einzel- bzw. Doppelhäusern bereitgestellt 
werden. 
 

Die Auslegung gem. § 13a (2) i.V.m. § 3 (2) BauGB sowie die 
Beteiligung der berührten Behörden gem. § 13a (2) i.V.m. § 4 (2) BauGB 
fand in der Zeit vom 29.07.2019 – 28.08.2019 statt. Dieser Vorlage sind 
die Abwägungstabelle, der Satzungsplan und die Begründung samt Ihrer 
Anlagen beigefügt. 
 
Auf Grundlage der eingegangenen Stellungnahmen sind Ergänzungen 
sowohl in der Planzeichnung als auch in der Begründung aufgenommen 
worden. Diese sind zur besseren Lesbarkeit in den Unterlagen in roter 
Schrift dargestellt. 
 
Sollte dem Vorschlag der Verwaltung zur Behandlung der eingegangenen 
Stellungnahmen gefolgt werden, kann der Satzungsbeschluss zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 127 „Südstraße“ der Stadt Hörstel, 
Ortsteil Dreierwalde, gefasst werden. 
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B. Beteiligung der Landesplanungsbehörde gem. § 34 
Landesplanungsgesetz 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die landesplanerische Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. 
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C. Behandlung der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit gemäß §  3 
Abs. 2 

 
Im Rahmen der Öffentlichkeitbeteiligung wurde eine Stellungnahme 
abgegeben. 
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Einwender 1: 
 

 
 
 
 
 

 
Auf der Grundlage der vorhandenen echten Zweigeschossigkeit an der 
Südstraße (Haus Nr. 29 ) und der zulässigen echten Zweigeschossigkeit 
im angrenzenden Gewerbegebiet wird der Anregung aus städtebaulicher 
Sicht dahingehend gefolgt, dass im südlichen Teil ebenfalls eine 
maximale Traufhöhe von 6,50 m und damit eine echte 
Zweigeschossigkeit, jedoch unter Beibehaltung der eingeschränkten 
Bauweise (nur Einzel-/ Doppelhäuser mit max. 2 Wohneinheiten je 
Einzel-/Doppelhaushälfte zulässig) zur Ausführung kommen kann.  
 
Für die sich unmittelbar an den Planbereich „Sassenkamp“ 
anschließende Bebauung verbleibt es bei der maximal zulässigen TH 
von 4,75 m (bezogen auf den Kantenstein der Randeinfassung der 
anbaufähigen Erschließungsanlage), so dass in diesen Bereichen 
lediglich rechnerisch im Sinne der Bauordnung ein zweites Vollgeschoss 
entstehen kann; optisch jedoch aufgrund der Traufhöhenbegrenzung der 
Eindruck des sogenannten eingeschossigen Gebäudes mit 
ausgebautem Dachgeschoss in Anlehnung an die vorhandene 
Bebauung im „Sassenkamp“ bewahrt wird. 
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D. Behandlung der Stellungnahmen der berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

 
Nachfolgend ist zunächst die jeweilige Originalstellungnahme abgebildet. 
Der Stellungnahme wird der Verwaltungsvorschlag gegenübergestellt. 
 
Bei den Überlegungen und Vorschlägen zum Umgang mit den 
eingegangenen Anregungen, wird die Planung aus Juli 2019 zu Grunde 
gelegt. 
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Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, dabei kann festgehalten 
werden, dass für den Planbereich der Gewerbelärm explizit untersucht 
und hier geeignete Maßnahmen in die Bauleitplanung eingestellt worden 
sind. Unzumutbare Auswirkungen durch die Annäherung der 
Wohnnutzung für die Gewerbetreibenden sind nicht zu erwarten. 
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Die Telekom GmbH stimmt der Planung grundsätzlich zu. Der Hinweis 
auf vorhandene Telekommunikationslinien der Telekom im Planbereich 
wird zur Kenntnis genommen. Diesbezüglich wird festgestellt, dass sich 
diese soweit sie den Planbereich berühren innerhalb öffentlicher 
Verkehrsflächen befinden. Die Hinweise betreffen die Verwirklichung der 
Planung und werden zur Kenntnis genommen, dabei wird der 
Versorgungsträger im Zuge der weiteren Detailplanungen rechtzeitig 
beteiligt. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Zur näheren Erläuterung 
kann hier nach Rücksprache mit der Bodenschutzbehörde noch ergänzt 
werden, dass die Nutzung von Brauchwasser erlaubnisfrei ist und es 
sich somit lediglich um eine Empfehlung seitens des Kreises Steinfurt 
handelt. Zum besseren Verständnis: z.B: stellt das Anpflanzen von 
Gemüse kein Problem dar, zumal der Boden nicht belastet ist und das 
Gemüse auch nicht mit dem Grundwasser in Verbindung kommt.  
Somit wird entsprechend der Empfehlung des Kreises Steinfurt 
vorsorglich nachstehender Hinweis in den Bebauungsplan 
aufgenommen: 
„Da eine Grundwasserbelastung für den Planbereich nicht 
ausgeschlossen werden kann, sollte auf eine Nutzung des 
Grundwassers verzichtet werden“. 
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Die Stellungnahme der Unitymedia NRW GmbH vom 23.08.2019 wird zur 
Kenntnis genommen.  
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Die Stellungnahme des WTL wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Hinweise, Anregungen und Empfehlungen werden zur Kenntnis 
genommen. Die Empfehlung, den mit der Inanspruchnahme 
verbundenen Verlust von Bodenfunktionen auf der Grundlage der 
Veröffentlichung – Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB – 
Leitfaden für die Praxis der Bodenschutzbehörden in der Bauleitplanung 
– zu kompensieren, wird nicht gefolgt, zumal im Nachsatz der 
Geologische Dienst NRW ausführt, dass bei Archivböden ein 
bodenfunktionsbezogener Ausgleich nur schwer möglich ist. 
Vergleichbare Plaggeneschböden an anderer Stelle als Kompensation 
unter Schutz zu stellen, scheidet aus, da entsprechende Flächen nicht 
verfügbar sind. Die Stadt Hörstel trägt dafür Sorge, dass das im Rahmen 
nachfolgender Detailplanungen zu erstellende Bodengutachten zur 
Bestimmung der Baugrundeigenschaften auch Aussagen über den 
Umfang des verloren gehenden Archivbodens beinhaltet. Diese 
Ergebnisse werden dann dem Geologischen Dienst NRW, zum 
Einpflegen in das Fachinformationssystem Boden, zugeleitet.  
 
Im Zuge der Erschließung des Planbereiches wird dafür Sorge getragen, 
dass soweit Plaggenesch betroffen ist, dieser weitestgehend gesichert 
und zum späteren Wiedereinbau ordnungsgemäß zwischengelagert 
wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 18 von 25 
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Die Stellungnahme der LWL-Archäologie wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme der Thyssengas wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Hinweise betreffen die Verwirklichung der Planung und werden zur 
Kenntnis genommen, dabei wird der Versorgungsträger im Zuge der 
weiteren Detailplanungen rechtzeitig beteiligt. 
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Die Stellungnahme der HWK wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Hinweise der Landwirtschaftskammer werden zur Kenntnis 
genommen. Im Bebauungsplan wird unter Hinweis 9 sowie in der 
Begründung bereits deutlich die erhöhte Geruchsbelastung im 
Planbereich zum Ausdruck gebracht. 

Mit Blick auf die Ausführungen in Bezug auf 
Erweiterungsmaßnahmen der umliegenden Landwirte kann 
festgehalten werden, dass die Berechnungsergebnisse in der 
Geruchsimmissionsprognose den kumulierten Wert aller relevanten 
Betriebe im Umfeld von 600 m bezogen auf den Planbereich 
darstellen. Bei Ermittlung des Immissionswertes bezogen auf ein 
Vorhaben eines Landwirtes im Umfeld zum Baugebiet werden 
erfahrungsgemäß nur der Bestand und das Vorhaben des Landwirtes 
selbst in Ansatz gebracht. Diese Werte liegen, da nicht kumuliert mit 
weiteren landwirtschaftlichen Betrieben, unterhalb der laut 
Geruchsprognose für das Baugebiet ermittelten Immissionswerte.  
Darüber hinaus müssen die im Schreiben genannten Landwirte 
bereits Rücksicht auf die näher gelegene Wohnbebauung an der 
Lütkenfelder Straße bzw. Weikamp nehmen, so dass durch die weiter 
entfernt geplante Wohnbebauung an der Südstraße keine 
zusätzlichen Einschränkungen für die Landwirte erkennbar sind. 
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E. Beschluss über die im Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB 
und § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen  

 
Die im Verfahren gemäß § 13a BauGB i.V.m. § 4 (2) und § 3 (2) BauGB 
abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie die abgegebenen 
Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange werden unter Rücksichtnahme auf die privaten und 
öffentlichen Belange gegeneinander und untereinander gemäß dem 
Vorschlag der Verwaltung (Abwägungstabelle Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 127 „Südstraße“ der Stadt Hörstel, Ortsteil 
Dreierwalde) behandelt und beschlossen.  
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F. Satzungsbeschluss 
 
Die 64. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Hörstel - 
Neuausweisung von gewerblichen Bauflächen einschließlich Begründung 
und Umweltbericht wird unter Berücksichtigung der Entscheidungen aus 
H. festgestellt und beschlossen. 
 
Aufgrund der §§ 2, 9, 10 und 13 a des Baugesetzbuches (BauGB), § 7 
der Gemeindeordnung (GO NRW), § 89 der Landesbauordnung 
(BauONRW) sowie der Bestimmungen der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) in ihren jeweils gültigen Fassungen, wird die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 127 „Südstraße“ der Stadt Hörstel, Ortsteil 
Dreierwalde als Satzung sowie die Begründung sowie die Berichtigung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Hörstel beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 


